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über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes über die Tilgung von Ausgleichsforderungen 

— Drucksache IV/2524 — 


A. Bericht des Abgeordneten Schlee 


Der Finanzausschuß hat den Gesetzentwurf — 
Drucksache IV/2524 — , der ihm in der 142. Vollver- 
sammlung am 4. November federführend und dem 
Haushaltsausschuß nach § 96 GO überwiesen wor- 
den war, am 20. Januar 1965 beraten. 

Der Finanzausschuß hat keine Bedenken gegen 
die Vorlage der Bundesregierung, die das seitherige 
Verhältnis zwischen Gläubiger und Schuldner der 
Ausgleichsforderungen nicht berührt. Der Gesetz- 
entwurf übernimmt im wesentlichen die in dem frü- 
heren Gesetz über die Tilgung von Ausgleichsforde- 
rungen vom 14. Juni 1956 (BGBl. I S. 507) getroffe- 


nen Regelungen, die sich bewährt haben. Zu § 7 
trägt der Gesetzentwurf der Entscheidung des Bun- 
desverfassungsgerichts auf Grund einer Verständi- 
gung zwischen Bund und Ländern in der Weise 
Rechnung, daß die Aufwendungen der Länder vom 
Bund erstattet werden, und zwar hinsichtlich der 
Tilgungen ab 1. Juli 1959 und für 50 v, H. der Ver- 
zinsung ab 1. Januar 1967. Schließlich wird § 9 
Abs. 2 Nr. 2 im Interesse der Verwaltungsverein- 
fachung eine Neuerung bringen. 

Namens des Finanzausschusses bitte ich das Hohe 
Haus, den Gesetzentwurf unverändert anzunehmen. 


Bonn, den 14. Februar 1965 

Schlee 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache IV/2524 — unver- 
ändert anzunehmen. 

Bonn, den 14. Februar 1965 

Der Finanzausschuß 

Dr. Schmidt (Wuppertal) Schlee 

Vorsitzender Berichterstatter 
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